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Senatsverwaltung für  
Umwelt, Verkehr und Klimaschutz 
 
 
 
 
Herrn Abgeordneten Dr. Hans-Christian Hausmann (CDU) 
über 
 
den Präsidenten des Abgeordnetenhauses von Berlin 
über Senatskanzlei - G Sen - 
 
 
Antwort auf die Schriftliche Anfrage Nr.  18/12791 
vom 24.11.2017 
über Ausbau der Elektromobilität 

 

 

 
Im Namen des Senats von Berlin beantworte ich Ihre Schriftliche Anfrage wie folgt: 
 

 
Frage 1:  
Wie unterstützt das Land Berlin den Auf- und Ausbau von Ladestationen für E-Autos/Fahrzeuge bzw. welche 
Maßnahmen unternimmt der Senat beim Auf- und Ausbau der Elektromobilität? 
 

Antwort zu 1: 
Das Land Berlin hat im Oktober 2012 als erste Stadt in Deutschland die Erweiterung und 
den Betrieb von Ladeinfrastruktur EU-weit ausgeschrieben. Die Umsetzung erfolgt seit 
April 2015. Auf der Grundlage von Verpflichtungsermächtigungen der Vorjahre wurden 
Mittel bis zum Haushaltsjahr 2020 für den Vertrag über die Errichtung und den Betrieb der 
Ladeinfrastruktur festgelegt. Ergänzend werden aus der Übernachtungssteuer rund 
175.000 EUR für Ladeinfrastruktur auf den Privatgeländen von Hotels und in deren 
direkten Umfeld bereitgestellt. 
 
Über die Errichtung und den Betrieb der Ladeinfrastruktur hinaus erfolgt eine Finanzierung 
der Berliner Agentur für Elektromobilität. Die Förderung von intelligenter (Elektro-) 
Mobilität in einer künftigen „Smart City Berlin“ hat für den Senat eine hohe Priorität, um die 
industrie- und technologiepolitischen sowie die verkehrs-, klima- und umweltpolitischen 
Ziele des Senats zu erreichen. Hierfür stellt der Senat im aktuellen Haushalt 2016/2017 
rund 2,3 Mio. € zur Verfügung. Im Doppelhaushalt 2018/2019 werden weitere 
Haushaltsmittel angesetzt. 
 
 
Frage 2: 
Wie viele Ladestationen für E-Autos/Fahrzeuge gibt es in Berlin? 
 

Antwort zu 2: 
Angaben zum Gesamtbestand an Ladeinfrastruktur in Berlin liegen der Senatsverwaltung 
für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz nicht vor. Hinsichtlich der Ladeinfrastruktur auf 
öffentlichem Straßenland kann derzeit ein Bestand von rund 290 Ladesäulen geschätzt 
werden.  
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Die hierfür erforderlichen Sondernutzungsgenehmigungen werden von den bezirklichen 
Straßen- und Grünflächenämtern erteilt. Mehrere Betreiber haben seit 2008 zahlreiche 
Ladeeinrichtungen in unterschiedlichen technischen Varianten bei den zuständigen 
Bezirksverwaltungen beantragt und diese nur teilweise errichtet, etliche Ladeeinrichtungen 
wurden wieder abgebaut, ein erheblicher Anteil an Ladeeinrichtungen ist nur einem 
begrenzten Nutzerkreis zugänglich. 
 
Der größte Anteil an Ladeinfrastruktur wurde auf Firmengeländen und Betriebshöfen, in 
Tiefgaragen und Parkhäusern installiert und übernimmt den größten Teil der 
Ladevorgänge von Elektrofahrzeugen in Berlin. Diese ist in der Regel nicht öffentlich 
zugänglich und wird öffentlich nicht erfasst.  
 
Bekannt sind Ladeeinrichtungen, die von der Senatsverwaltung für Wirtschaft, Energie 
und Betriebe seit September 2016 auf privatem Grund in bzw. im direkten Umfeld von 
Berliner Hotels im Rahmen des Projektes "sleep & charge" mit Mitteln aus der 
Übernachtungssteuer gefördert wurden. Bis Ende 2017 werden rd. 60 Ladepunkte 
aufgebaut sein, die den Gästen der am Programm teilnehmenden Hotels im gesamten 
Stadtgebiet zur Verfügung stehen.  
 
Im Rahmen des von der Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz im Jahr 
2015 vergebenen Auftrags für die Errichtung und den Betrieb von Ladeinfrastruktur waren 
bis zum 15.11.2017 insgesamt 393 Ladepunkte installiert. Diese verteilen sich auf 180 
Ladesäulen mit je 2 Ladepunkten, 14 Ladeeinrichtungen an Beleuchtungsmasten mit je 
einem Ladepunkt, 3 Wallboxen und 8 Schnellladesäulen (mit jeweils drei Ladepunkten (50 
kW Chademo-Stecker, 50 kW CCS-Stecker und 43 kW-Stecker Typ 2).  
 
Die Interoperabilität der Ladeinfrastruktur ist bisher allerdings nur eingeschränkt gegeben. 
So können die Ladesäulen des Betreibers innogy nur mobilfunkbasiert mit einer speziellen 
App genutzt werden, die Ladesäulen des Betreibers Vattenfall mobilfunkbasiert und mit 
einer speziellen Ladekarte. Die im Auftrag des Landes Berlin vom Betreiber Allego 
errichteten Ladesäulen erfordern eine Ladekarte, die technisch mit der FahrCard des 
Verkehrsverbunds Berlin Brandenburg (VBB) identisch ist und in diese integriert werden 
kann. Interoperabilität wurde daher in 2015 als Voraussetzung für die Erteilung und 
Verlängerung der auf öffentlichem Straßenland erforderlichen 
Sondernutzungsgenehmigung sowie für die straßenverkehrsbehördliche Anordnung der 
Beschilderung festgelegt.  
 
 
Frage 3: 
Ist der Auf- und Ausbau weiterer Ladestationen in Planung und gegebenenfalls in welchem Zeitraum und mit 
welcher Anzahl? 
 

Antwort zu 3: 
Aktuell sind 80 weitere Ladesäulen im Planungsstadium oder im Antrags- und 
Genehmigungsverfahren bei den bezirklichen Straßen- und Grünflächenämtern sowie den 
unteren Straßenverkehrsbehörden; diese werden im Laufe der nächsten Monate abhängig 
von den Witterungsverhältnissen realisiert.  
 
Neben der Ergänzung des Angebots um weitere Standorte wird der Reduzierung der 
Anschlusszeiten auf die erforderliche Ladezeit hohe Priorität eingeräumt. Das Angebot 
freier Lademöglichkeiten könnte dadurch mindestens verdoppelt werden, denn der 
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durchschnittlichen Anschlusszeit von rd. 7 Stunden steht eine Ladezeit von 1-4 Stunden 
gegenüber.  
 
 
Frage 4: 
Verfolgt der Senat bei Auf- und Ausbau von Ladestationen für E-Autos/Fahrzeuge einen 
nachfrageorientierten Ansatz oder einen angebotsorientierten Ansatz im Sinne eines Anreizsetzens, dass 
sich die Bürger für die Anschaffung eines E-Autos entscheiden? 
 

Antwort zu 4: 
Die Senatsverwaltung für Umwelt, Verkehr und Klimaschutz hat bis Ende 2016 einen 
angebotsorietierten Ansatz verfolgt, um ein ausreichendes Angebot für Elektro-Pkw zu 
schaffen, die in der ersten Markteinführungsphase einen Bedarf zum Laden auf 
öffentlichem Straßenland erkennen lassen. Parallel hierzu wurden die Voraussetzungen 
für einen nachfrageorientiertes Angebot geschaffen und seither weiterverfolgt. In der 
Praxis entscheiden in der Regel die technischen Voraussetzungen, die verkehrlichen 
Kriterien und Umsetzungskosten über die Wahl der Standorte. 
 
Vergleichende Analysen des Bestands an Elektro-Pkw in Relation zum 
Ladeinfrastrukturangebot zeigen keinen erkennbaren Zusammenhang. Andere Faktoren 
beeinflussen die Kaufentscheidung demnach stärker.  
 
 
Frage 5: 
Gibt es Fahrzeuge von Senatsmitgliedern, die elektrisch betrieben werden und 
- wenn ja, wie viele und von welchem Hersteller? 
- wenn nein, warum nicht? 
 

Antwort zu 5: 
Unter den vom Fuhrpark Berlin im Landesverwaltungsamt betriebenen 
personengebundenen Fahrzeugen des Abgeordnetenhauses und Senats werden derzeit  
 
für Senatorinnen und Senatoren die folgenden Pkw mit Plug-in-Hybrid-Antrieb eingesetzt: 
 

 eine Pkw, Modell Daimler MB E 350 e Limousine 

 drei Pkw, Modell VW Passat GTE 1.4 TSI 
 
Berlin, den 05.12.17 
 
In Vertretung 
 
 
 
Jens-Holger Kirchner 
................................ 
Senatsverwaltung für 
Umwelt, Verkehr und Klimaschutz 
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